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218. Sitzung

zum Tagesordnungspunkt 6., „See- und Schiffsicherheitsdebatte aus neun verbundenen Initiativen“


Anrede

Sehr geehrte(r)

meine Damen und Herren,

heute, zeitgleich mit dieser Debatte, brennen an der Nordseeküste die traditionellen Bijke-Feuer, mit denen in alter Zeit die Winterstürme ausgetrieben und die Wahlfänger zu ihrer Frühjahrsfahrt verabschiedet wurden, doch die Bevölkerung ist mit Zorn dabei.

An Nord- und Ostsee läuft man Sturm gegen ein Gesetz, das niemand will und das doch heute von Rot-Grün durchgepeitscht werden wird. Die geballte Bürgerwut richtet sich gegen ein Bodewig-Gesetz, das als fachlich falsch, zeitlich unpassend und inhaltlich antidemokratisch angesehen wird. Das hier vorliegende Seeunfall-Untersuchungsgesetz schließt in Zukunft die Öffentlichkeit von Seeamtsverhandlungen aus, verlagert die Fachaufsicht in die Bundesbehörde, ermöglicht die Weiter- gabe aller personengestützten Daten und schafft das Widerspruchsverfahren ebenso ab, wie die Einbeziehung von ehrenamtlichen Fachleuten.

1. Das Gesetz verstößt gegen den Grundsatz von Transparenz bei Seeunfall-Untersuchungen, in denen der Staat oder seine Verwaltung eine Mitschuld trägt. Der Angeklagte ist in Zukunft sein eigener Richter.

2. Das Gesetz verstößt gegen die Pressefreiheit, weil aus den bisher öffentlichen Seeamtsverhand- lungen jetzt behördeninterne Verfahren werden. Den Journalisten ist es in Zukunft verboten, an Seeamtsverhandlungen teilzunehmen. 

3. Das Gesetz verstößt gegen den Persönlichkeitsschutz. Kommt es zu einem Seeunfall, wird ein Matrose oder Offizier beschuldigt, können sie sich nicht mehr öffentlich dagegen wehren.

Die Verhandlungen erfolgen hinter verschlossenen Türen. Und ist der Beschuldigte auch schuldlos, der Makel bleibt, dem Rufmord sind Tor und Tür geöffnet. Recht hat nur noch die Behörde.

Das Gesetz verstößt gegen eine Reihe grundsätzlicher Prinzipien unserer Demokratie.

Deshalb kämpfen aufrechte Demokraten wie Hans von Wecheln von der Schutzgemeinschaft Deut- sche Nordseeküste, Rechtsanwalt und Kapitän Jens Paulsen, Dr. Fritz Frantzioch vom Bundes- oberseeamt, Prof. Dipl.-Ing. Hark Ocke Diederichs von der Vereinigung Deutscher Schiffsingenieure, Jochen Hinz vom Personalrat der WSD, Rechtsanwalt Dr. Julius Drumm, Dr. Bernd Kröger vom Reederverband, Kapitän und Professor für Seerecht Dr. Werner von Unruh, Fachleute von Nord- und Ostsee sowie Verbände gegen das Kritik-Verhinderungsgesetz von Rot-Grün. Gewerkschafter und Greenpeace protestieren dagegen, die Lotsenkammer, die Reeder, die Nautischen Vereine, die Schiffsingenieure, die Seglerverbände, die Wasserschutzpolizei, Betriebs- und Personalräte aus der maritimen Wirtschaft, Umweltschützer, Fischer, auch der schleswig-holsteinische Journalisten- verband.

Obwohl sich unter dieser geballten Front der Küsten-Kritiker Sympathisanten der Koalition befinden, läßt Bundesminister Kurt Bodewig dieser Protest kalt. Diese Kaltschnäuzigkeit im Umgang mit kritischen Bürgern gilt auch für Teile der SPD und der Bündnis-Grünen. „Keine Anregung, kein Ratschlag von uns“, so ein Sprecher der Aktionskonferenz Nordsee, „wurde von Bodewigs Ministerium oder von SPD und Grünen akzeptiert. Zwei Mal standen wir als Bittsteller vor verschlos- senen Türen.“

Dieser außergewöhnliche Vorgang läßt nach den Beweggründen von Bundesverkehrsminister Kurt Bodewig fragen, warum hier ein im Ansatz undemokratisches Gesetz mit der Brechstange durchgeboxt werden soll.

Da geht es zuerst einmal um das Reform-Image des Ministers.

Mit diesem Gesetz werden die Seeämter von Emden, Bremerhaven, Hamburg und Rostock im Prinzip aufgelöst und das Seeamt Kiel verkleinert. Es bleibt das Oberseeamt in Hamburg. Dieses wird in Zukunft allein für die Seeamtsverhandlungen zuständig sein, unter Ausschluß der Öffentlichkeit. Die Aufsicht über dieses Amt übt das Bundesverkehrsministerium aus. Verwaltungstechnisch ist das Hamburger BSU beim Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie angesiedelt. Auch diese Behörde ist wiederum Berlin unterstellt. „Reformziel erreicht“, kann Kurt Bodewig melden, „mehr Zentralisierung, weniger Personal und doppelte Abhängigkeit der neuen Behörde vom eigenen Ministerium.“

Einen weiteren Beweggrund dieser eiskalten Seeamtsreform sehen die Küstenkritiker in der Tatsache, daß sich nach der Havarie der „Pallas“, Seeämter - also Behördenvertreter – erdreistet haben, ebenso wie viele Fachleute Kritik an dem dilletantischen Krisenmanagement von Rot-Grün in Kiel, aber auch am Berliner Ministerium zu üben. Der schleswig-holsteinische Journalistenverband spricht mit Recht von einer „Lex-Pallas“, die heute verabschiedet werden wird.

Gleichzeitig baut man mit diesem Transparenz-Verhinderungsgesetz eine Mauer des Schweigens um das zukünftige Havarie-Kommando und verhindert so, daß mögliche Behördenfehler aufgedeckt werden, wie Greenpeace es jetzt öffentlich anprangert. Noch nie zuvor hat diese Bundesregierung eine so klare Aussage zu ihrem politischen Grundverständnis getroffen, wie in ihrer Begründung für das neue Seeunfall-Untersuchungsverfahren. Sie erklärt darin wörtlich, daß eine öffentliche Verhandlung Ausdruck einer, und jetzt kommt es: „einer von alters her überkommenen, staatlich geordneten, als konfrontativ verstandenen Streitkultur“ ist. Ich wiederhole noch einmal: Die Bundesregierung hält ein transparentes öffentliches Verfahren für das Instrument einer überkommenen Streitkultur.

Das nenne ich antidemokratisch!

Ich bin tief enttäuscht davon, daß Kollegen der Koalition, die ich sehr schätze, heute ihre Hand für dieses Gesetz heben werden.

Schließlich, und daraus ergibt sich ein drittes Motiv, hat Bundesverkehrsminister Kurt Bodewig seine Sparbringschuld gegenüber dem Finanzminister noch nicht erfüllt. Es ist aufmerksamen Gewerkschaf- tern zu verdanken, daß im Spätsommer des vergangenen Jahres die Geheimpläne des Bundesministers über einen radikale Stellenabbau von 6.200 Planstellen im Bereich der See- und Wasserbehörden bekannt wurden. Durch Privatisierung von Diensten,  Ausgabenverlagerung und Abbau von Arbeitsplätzen will Bodewig sein ehrgeiziges Ziel durchsetzen. Zwar hat ihn der Protest der Personalräte derzeit einknicken lassen, doch die Gutachten haben ihre Aktualität nicht verloren. Die jetzt beginnende personelle Entleerung der Seeämter wird von Gewerkschaftern als Anfang des größten Personalabbaus in der Geschichte des Bundesverkehrsministeriums gesehen. Auch wenn die Bodewig-Pläne in die Schublade zurückgelegt wurden, haben sie doch zu Unruhe, Besorgnis und Ängsten bei Tausenden von Familien geführt.

Vor diesem Hintergrund wird erst verständlich, warum SPD und Grüne mit Hast und Hetze dieses Gesetz durchpeitschen, man will vor dem Wahlkampf Ruhe haben an der Küste.

Kennzeichnend für diese Strategie von SPD und Grüne ist ein Vorgang, der sich dazu beim federführenden Verkehrsausschuß abgespielt hat. 48 Seiten Änderungsanträge von SPD und Bündnis-Grünen, also fast 50 Seiten wurden in der letzten Sitzung dieses Ausschusses zur Abstimmung gestellt. Erst mit Beginn der Sitzung lag das Papier der Opposition zur Beratung vor. Trotz der Bitte von CDU/CSU und FDP, die Debatte zu verschieben, bis man die Vorlage gelesen habe, nutzten SPD und Grüne ihre Mehrheit, um rücksichtslos den Entwurf durchzuboxen. Es bestand weder eine Zeit- noch Sachnot. Was hier gegenüber den Abgeordneten von CDU/CSU, FDP und PDS praktiziert wurde, war in höchstem Maße unkollegial und gegen jede parlamentarische Kultur.

Auch aus den eigenen Reihen der SPD gibt es Widerstand gegen dass SeeUG. Ich gehe davon aus, daß er echt ist und keine Alibifunktion hat. So teilte Manfred Opel in einem Rundbrief mit: Was ihn bedrückt, ist die Tatsache, daß offenbar sämtliche Bundesländer und insbesondere die betroffenen Küstenländer gegen das Gesetz sind, und daß es bisher strikt vermieden wurde, einen Gesetzentwurf in den Bundestag einzubringen, der eindeutig auf die Ablehnung der betroffenen Bundesländer stößt. Doch das geschieht heute.

Der schleswig-holsteinischische Landtag hat einstimmig unter Einschluß von SPD und Grünen gegen den Entwurf aus dem Hause Bodewig votiert. Die Stellungnahme des Bundesrates ist eindeutig:

Dieses Gesetz sei nicht vertretbar, auch wenn durch die Änderungsvorlage jetzt den Eindruck suggeriert werde, auf die Länderbedenken eingehen zu wollen. Im Kern bleibt dieser Entwurf bei seinem für jeden Demokraten unvertretbaren Ansatz der Geheimhaltung.

Ich fasse zusammen:

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion lehnt dieses Seeunfall-Untersuchungsgesetz eindeutig ab, 

weil das bisher unabhängige, öffentlich tagende Seeamtsgericht zugunsten eines internen Behördenverfahrens abgeschafft wird,

weil hochkompetente Fachleute, Kapitäne, Lotsen, Rechtsanwälte aus dem Ehrenamt zugunsten weisungsgebundener Behördenbeauftragter ausgesperrt werden,

weil bisher Sofortmaßnahmen von Seeämtern z.B. Patententzug bei Trunkenheit von Kapitänen zugunsten eines bis zu 12 Monaten dauernden, bürokratischen Verfahrens nicht mehr möglich sind,

weil auf der Basis von Seeamtssprüchen, die bisher bei über 70 Prozent zu außergerichtlichen Vergleichen führten, eine solche Art der Einigung nicht mehr möglich ist, und es jetzt zu langwierige Verhandlungen vor Zivil- und Strafgerichten kommt.

Alles wird wesentlich teurer und komplizierter, sagen Reeder, Hafenlotsen und Betriebsräte. Die Versicherungskosten werden steigen, sagt die Klein-Schifffahrt. Und alle befürchten eine mögliche Rufschädigung bei diesem unkontrollierbaren Verfahren. Nur das Bundesverkehrsministerium behält stets eine weiße Weste.

Und es gibt einen weiteren Punkt, in dem die Öffentlichkeit durch das Bodewig-Ministerium ständig falsch informiert wird.

Ausgangspunkt der Gesetzesaktivität ist die EG-Richtlinie 1999/35, die die Mitglieder der IMO verpflichtet, den Code A 849(20) bei der Untersuchung von Schiffsunfällen anzuwenden. Andere EU-Länder haben mit einer Rechtsanpassung darauf reagiert. Das wäre auch bei uns möglich. Durch die Änderung von zwei Paragraphen, ohne ein aufwendiges Gesetz, wäre das bei uns machbar. So sehen es auch die Bundesländer, so sah es die Mehrzahl der Rechtsexperten bei der öffentlichen Anhörung. Doch das Verkehrsministerium produziert 26 Seiten neue Paragraphen, allein mit dem Ziel, die bestehenden Seeämter zu disziplinieren und Seeamtsverhandlungen aus der öffentlichen Beachtung herauszunehmen, wohlwissend, daß die EU ein eigenes Verfahren in Vorbereitung hat.

Aber anstatt abzuwarten, wie der Reederverband geraten hat, wird stur dem Eigeninteresse des Verkehrsministeriums gefolgt. 

Der hier vorliegende Gesetzentwurf der Union macht eine unbürokratische Anpassung an die EU-Norm möglich und gewährleistet damit weiterhin, daß Havarien öffentlich verhandelt werden.

Jährlich nehmen 80.000 Schiffe Kurs auf die Deutsche Bucht. Täglich sind folgenschwere Unfälle auf See möglich. In den letzten 10 Jahren kam es zu über 100 schweren Schiffsunfällen in Nord- und Ostsee, über 20 alleine in dem nur 50 Quadratkilometer großen Bereich der Kadetrinne. Sie ist eine der meistbefahrenen Schifffahrtswege in der Ostsee. Täglich passieren drei bis vier Tanker, dazu ca. fünf Massengutfrachter diese Strecke, jährlich etwa 50.000 Schiffe. Die Kadetrinne hat teilweise nur eine Tiefe von 18 Metern, was sie extrem risikoreich für tief liegende 100.000-Tonnentanker macht. Da es sich um ein internationales Gewässer handelt, gibt es hier weder eine Lotsannahmepflicht, noch eine Radarüberwachung,  noch ist es ein Verkehrstrennungsgebiet. Die Gefahr einer Ölpest ist täglich gegeben, wie das Tankerunglück der „Baltic Carrier“ vom 29. März letzten Jahres zeigte. Hier ist vom Bundesverkehrsminister erst nach öffentlichen Protesten, aber bisher nicht ausreichend gehandelt worden. Eine Risiko-Lücke besteht weiterhin.

Schwerpunkt nautischer Maßnahmen muß die Unfallvermeidung und nicht die Unfallnachsorge sein. Das im Sommer konzipierte Havariekommando ist ein erster Schritt, erfüllt jedoch nicht die notwendigen Anforderungen an ein nautisches Sicherheitskonzept aus einem Guß. Deshalb hält die Union an ihrer Forderung fest: Wir brauchen eine nationale Küstenwache! - 

· weil wir im Falle eines Unfalls kurze Reaktionszeiten benötigen,

· weil wir eine straffe, alle Kompetenzen umfassende Organisation brauchen,

· weil alle an der Rettung Beteiligten nach einheitlichen Grundsätzen handeln müssen und

· weil die Handelnden als Team aufeinander eingespielt sein müssen und nicht erst im Falle eine Havarie kurzfristig zusammengerufen werden.

Das Havariekommando steht nur in einem konkreten Havariefall unter einheitlicher Führung, eine ständige Einrichtung mit einem eingespielten Team ist es nicht. Kontraproduktiv ist das Abseitsstehen von Zoll, BGS und Bundesmarine, so Kritiker von der Küste. Olaf Hellwinkel, der Vorsitzende des Nautischen Vereins, macht darauf aufmerksam, daß effektiver Küstenschutz nur unter Einbeziehung der SAR-Hubschrauber, Ölaufklärungsflugzeuge und Ölauffangschiffe der Bundesmarine möglich ist, so sehen es auch andere Experten.

Von den Schleppern bis hin zu den Ölbekämpfungsschiffen verfügt allein der Bund über 100 Boote. Noch immer gelten für den Einsatzverbund Küste zwei Zentren: Neustadt für die Ostsee, Cuxhaven für die Nordsee. Der Bundesrechnungshof hat, wie auch der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages, die Bundesregierung mehrfach auf die Notwendigkeit der Konzentration aller Seedienste hingewiesen, auch aus fiskalisch-ökonomischen Überlegungen. Das Management aller Boote aus einer Hand im Krisenfall wurde als Zielmarke herausgestellt. 

Handlungsdruck kommt auch von der EU-Kommission und durch das Europäische Parlament. Die EU will eine europäische Küstenwache. Deutschland kann aber diesem Erfordernis nur dann entsprechen, wenn es zuerst einmal eine nationale See- und Küstenwache schafft. Dänemark hat die Seesicherheit unter Einbindung seiner Marine beispielhaft gelöst.Die EU-Kommission hat deutlich gemacht, dass man eine einheitliche Schiffssicherheitsbehörde, ein Amt für Seesicherheit, mit allen Kompetenzen im Katastrophenfall benötigt, alles nachzulesen in dem Bericht der Kommission über die „Gesamtstrategie der Gemeinschaft für die Sicherheit im Seeverkehr“, einer der insgesamt neun See- und Schiffssicherheits-Initiativen, die wir heute debattieren. 

Es fehlt ein Unfallmanagement aus einem Guß mit klaren Zuständigkeiten, einheitlicher Führung und dem Recht des direkten Zugriffs auf alle Einheiten. 

Seit der „Pallas-Katastrophe“ vor dreieinhalb Jahren sind nur unzulängliche Entscheidungen getroffen worden, weil sie in unserem föderalen Zuständigkeitswirrwarr offensichtlich auch gar nicht zu treffen sind. Deshalb muß die Bundesregierung in diesem Punkt endlich für eine Neuordnung der Zuständigkeiten sorgen. Notwendig dafür ist eine Grundgesetzänderung. Zu diesem Schluß kommt auch das Gutachten der Universität Rostock, das im Auftrag der Landesregierung in Mecklenburg-Vorpommern erstellt wurde. Es liegt in unserer Verantwortung als Parlament, das aufzugreifen, was u.a. der Schleswig-Holsteinische Landtag unter Einbindung von Sozialdemokraten, Christdemokraten, Bündnis-Grünen und Freien Demokraten vor mehr als zwei-einhalb Jahren beschlossen hat. Dort wurde, wie 2001 in Schwerin, eine Grundgesetzänderung gefordert, um zu einer einheitliche Lösung beim Seekatastrophenschutz zu kommen. Diese Anregungen aus Kiel und Schwerin, fachlich und sachlich begründet, sind von der Bundesregierung nicht aufgegriffen worden.

Delegiert von den beteiligten Behörden wird im Katastrophenfall beim Havariekommando nur auf Zeit. Jeder bleibt in seiner Uniform. Die Abgabe von Kompetenzen kann kurzfristig widerrufen werden. Auch wechseln die verantwortlichen Personen erst im Notfall ihre Position unter das Dach des Kommandos. Eine Kontinuität der Zusammenarbeit ist trotz vorgesehener Trainigsperioden schwer erkennbar.

Wir von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben mit der Zielrichtung einer konsequenten, unmittelbaren See-Katastrophen-Abwehr zahlreiche Initiativen ergriffen. Das gilt auch für die CDU-Landtagsfraktionen in Kiel und Schwerin.Als Berliner Anträge sind zu erwähnen die Große Anfrage der Union von 1999 mit dem Titel „Schaffung einer deutschen Küstenwache“, die Kleine Anfrage aus dem Jahr 2000 „Sicherheits- und Notfallkonzept für Nord- und Ostsee“, 2001 die Initiative „Bildung einer Leitstelle für Seesicherheit“ sowie unser heute ebenfalls auf der Tagesordnung stehender Antrag „Optimierung der Ostseesicherheit im Bereich der Kadetrinne“.

Mag die Seeunfall-Untersuchung dem Herrn Bundesminister Bodewig auch besonders vordringlich erscheinen, bedeutender ist ein praktikables Konzept zur Vorbeugung vor Schiffsunfällen und ein Notfall-Management aus einer Hand.
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